
Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat beauftragt die Stadtverwaltung, Vollstreckungsmaßnahmen im Auftrag des ARD 
ZDF Deutschlandradio Beitragsservices abzulehnen und an diesen zurückzugeben, wenn die 
Voraussetzungen  für Vollstreckungsmaßnahmen zum Einzug  rückständiger  
Rundfunkgebühren fehlen.  
 


